
Das Stadtbezirksgericht Mitte hat durch Beschluß das 
Gesuch tim einstweilige Kostenbefreiung zurückgewiesen 
und in der Begründung ausgeführt, daß die Rechtsverfol­
gung für die auf § 323 ZPO gestützte Klage keine hinrei­
chende Aussicht auf Erfolg biete. Eine wesentliche Ände­
rung der Verhältnisse der Parteien könne nicht in dem 
steten Steigen der Lebenshaltungskosten in der Bundes­
republik gesehen werden, da die Ursache auf die militä­
rische Wiederaufrüstung Westdeutschlands zurückzuführen 
sei und die dafür aufgewandten Mittel nicht auf die werk­
tätige Bevölkerung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik abgewälzt werden dürfen.

Die Antragstellerin hat gegen diesen Beschluß Be­
schwerde mit dem Antrag eingelegt, ihn aufzuheben und 
ihr einstweilige Kostenbefreiung zu bewilligen.

Zur Begründung hat sie vorgetragen, daß lediglich die 
Änderung der Verhältnisse, nicht jedoch deren Ursachen 
vom Gericht zu untersuchen seien. Vom B.eschwerdesenat 
des Stadtgerichts wurde die Antragstellerin darauf hinge­
wiesen, daß eine auf § 323 ZPO gestützte Klage keine 
hinreichende Aussicht auf Erfolg biete, weil eine wesent­
liche Änderung der Lebensverhältnisse der Parteien nicht 
dargelegt worden sei. Daraufhin müsse die Beschwerde 
zurückgewiesen werden, falls nicht bis rum Ablauf der 
gestellten Frist eine Schilderung der wesentlichen Verän­
derungen der Verhältnisse der Parteien eingehe.

Die Antragstellerin hat nunmehr für ihren Kostenbe­
freiungsantrag eine andere rechtliche Begründung gege­
ben. Es wird ausgeführt, daß dem Klagebegehren keine 
Abänderungsklage im Sinne des § 323 ZPO zugrunde liege, 
sondern eine Leistungsklage. Der Unterhaltsverpflichtete 
habe seine Leistungspflicht in einer vollstreckbaren Ur­
kunde einseitig anerkannt, und die Antragstellerin könne 
im Wege einer Zusatzklage weitere Ansprüche geltend 
machen.

Auf Grund dieser Rechtsausführung hat das Stadtgericht 
den erstinstanzlichen Beschluß aufgehoben und der An­
tragstellerin für die angekündigte Klage einstweilige 
Kostenbefreiung für die erste Instanz gewährt. In den 
Gründen des Beschlusses wird im wesentlichen ausgeführt, 
daß die Anwendung der im demokratischen Sektor von 
Groß-Berlin geltenden Bestimmungen der auf Abänderung 
der Unterhaltsverpflichtung angekündigten Klage jede Er­
folgsaussicht nehme. Die Unkenntnis des Vertreters der 
Antragstellerin über die Rechtslage in der Deutschen De­
mokratischen Republik dürfe aber nicht zu Nachteilen für 
die minderjährige Antragstellerin führen, deren Unter­
haltsansprüche unter den Bedingungen der Spaltung ohne­
dies nur erschwert realisiert werden können. Deshalb sei 
ihm Gelegenheit zur besseren Fundierung seines Vorbrin­
gens gegeben worden. Für die nunmehr angekündigte 
Klage seien die Voraussetzungen des § 114 ZPO erfüllt, 
wobei das Stadtbezirksgericht darauf zu achten haben 
werde, daß der Klageantrag der Antragstellerin entspre­
chend geändert werde.

Auf Grund dieses Beschlusses des Stadtgerichts hat der 
Antragsgegner den Anspruch außergerichtlich in urkund­
licher Form anerkannt. Die Beurkundung wurde von dem 
Referat Jugendhilfe/Heimerziehung des Stadtbezirks Mitte 
vorgenommen. Daraufhin wurde die eingereichte Klage 
zurückgenommen.

Gegen den Beschluß des Stadtgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Kammergerichts von 
Groß-Berlin wegen Gesetzes Verletzung. Der Antrag hatte 
Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Die Gerichte der Deutschen Demokratischen Republik 

und des demokratischen Sektors von Groß-Berlin haben 
in ständiger Rechtsprechung (vgl. Urteil des Obersten 
Gerichts vom 11. November 1952 — la Zz 23/52 — in NJ 
1952 S. 489) eine Erhöhung des Unterhalts für west­
deutsche Kinder wegen der in der Westzone ständig 
steigenden Lebenshaltungskosten verneint. Daß diese 
Rechtsprechung auch gegenwärtig keiner Veränderung 
unterliegt, bedarf im Hinblick auf die Tatsache der ver­
stärkten Aufrüstung in der Westzone — Minister Strauß 
äußerte sich dahin, daß die atomare Aufrüstung die 
Ausgaben für die westdeutsche NATO-Armee in Kürze

von 10 auf 18 Milliarden DM heraufschnellen lassen 
werde — und die damit für die Bevölkerung verbun­
denen Lasten — nach dem statistischen Jahrbuch der 
Bundesrepublik für das Jahr 1957 (S. 427 bis 429) sind 
die Lebenshaltungskosten für die untere Verbraucher­
gruppe von 1950 bis 1957 von 100 auf 119 Prozent ge­
stiegen — keiner weiteren Begründung. Nach wie vor ist 
es deshalb unzulässig und widerspricht den Bemühun­
gen der Politik der Regierung der Deutschen Demokrati­
schen Republik zur friedlichen Verständigung und Ab­
rüstung, die insbesondere in den Vorschlägen zur 
Schaffung einer Konföderation beider deutscher Staaten 
und einer atomwaffenfreien Zone in Europa zum Aus­
druck kommt, die Kosten, die dem westdeutschen Bür­
ger für die Aufrüstung auferlegt werden, unter gewissen 
Umständen auch auf den Bürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik abzuwälzen. Das würde indirekt 
der Fall sein, wenn die darauf zurückzuführenden 
erhöhten Unterhaltskosten der Antragstellerin von dem 
Antragsgegner getragen werden müßten.

Das Stadtgericht von Groß-Berlin hat erkannt, daß 
mit einer Klage aus § 323 ZPO eine auf solchen Grün­
den beruhende Erhöhung des Unterhalts nicht durch­
zusetzen ist. Um so unverständlicher ist es, daß es nicht 
gesehen hat, daß eine andere rechtliche Begründung an 
dem materiellen Inhalt des Klagebegehrens nichts än­
dert. Die von der Klägerin gelieferte veränderte recht­
liche Darstellung beabsichtigt eine Umgehung des 
Gesetzes.

Der Antragsgegner hat sich in einer den Vorschriften 
des § 794 Ziff. 5 ZPO entsprechenden Vaterschafts­
anerkennungsurkunde, die wegen der rechtserheblichen 
Vorgänge, die ihr zugrunde liegen, einer Unterhalts­
vereinbarung nach § 1714 BGB gleichkommt, zur Zah­
lung des Unterhalts verpflichtet. Weder aus dem Inhalt 
der Urkunde noch aus Erklärungen vor oder nach Ab­
schluß des Unterhaltsvertrags, noch aus anderen Um­
ständen ergibt sich, daß durch die urkundliche Fest­
legung nur eine teilweise Regelung des Unterhalts 
erfolgte. Wie aus dem Akteninhalt hervorgeht, ist die 
Erhöhung im Jahre 1956 auch nicht deswegen erfolgt, 
weil im Jahre 1954 nur eine teilweise Einigung möglich 
war. Für eine Leistungsklage nach § 1708 BGB ist des­
halb kein Raum, was vom Stadtgericht verkannt wurde.

Wegen der großen Bedeutung, die der Rechtskraft 
eines vollstreckbaren Titels zukommt, ist eine Abände­
rung der genannten Urkunde nur unter den Voraus­
setzungen des § 323 ZPO zulässig, die jedoch aus den 
oben angeführten Gründen nicht erfolgen kann.

Die unter Verletzung des Gesetzes ergangene Ent­
scheidung des Stadtgerichts hat den Antragsgegner ver­
anlaßt, zur Vermeidung von Kosten den erhöhten 
Unterhaltsbeitrag urkundlich anzuerkennen. Außerdem 
hat die kritisierte Entscheidung nicht dazu beigetragen, 
beim Referat Jugendhilfe/Heimerziehung auf die Be­
achtung der gesetzlichen Bestimmungen hinzuwirken 
und ihrerseits zu verhindern, daß das Referat an einer 
Amtshandlung mitwirkt, die den Interessen unserer 
Bürger zuwiderläuft und, ebenso wie der Beschluß des 
Stadtgerichts, Rechtsunsicherheit auslöst.

(Mitgeteilt von Linda Ansorg,
Oberrichter am Kammergericht)

Berichtigung
Auf Wunsch des Autors berichtigen wir in dem Beitrag von 

P e t z o l d ,  NJ 1959 S. 120 r. Sp., den Satz in den Zeilen 
26-22 von unten, der jetzt lautet:
Ein großer Teil der landlosen Mitglieder wird ln der bereits 
im Typ I zu entwickelnden genossensChaftüchen Viehwirtschaft 
tätig sein und mehr Arbeitseinheiten als in der Feldwirtschaft 
leisten.

D. Red.
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